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Die Schulden der Gemeinden und Gemeinde-

verbände (Gv.) Baden-Württembergs beim 

nicht-öffentlichen Bereich beliefen sich Ende 

2011 in ihren Kernhaushalten insgesamt auf 

rund 6,2 Mrd. Euro. Dies entspricht einer Pro-

Kopf-Verschuldung von 574 Euro. Die kommu-

nalen Schulden im weiteren Sinne umfassen 

neben den Schulden der Kernhaushalte von 

Gemeinden, Stadt- und Landkreisen auch die 

Schulden der kommunalen Unternehmen und 

Zweckverbände. Diese lagen Ende 2011 mit 

insgesamt 28,8 Mrd. Euro um ein Vielfaches 

über den Schulden der Kernhaushalte. Die 

Verlagerung kommunaler Aktivitäten und 

damit auch der Verschuldung in ausgelagerte 

Einheiten hat in den letzten 2 Jahrzehnten zu-

genommen, und stellt die Schuldenstatistik 

vor neue Herausforderungen, die es zu über-

winden gilt, um möglichst umfassende Schul-

denvergleiche zwischen einzelnen Kommunen 

zu ermöglichen.    

In diesem Beitrag werden zunächst die Ergeb-
nisse der jährlichen Schuldenstatistik des 
Jahres 2011 für die kommunalen Kernhaus-
halte im Einzelnen betrachtet, bevor das 
Thema der kommunalen Auslagerungen auf-
gegriffen wird. Tabelle 1 zeigt die Verschul-
dung der Kernhaushalte von den Gemeinden 
und Gemeinde verbänden (Gv.) nach Bereichen 
und Schulden arten zum 31. Dezember 2011. 
Die Verschuldung der Gemeinden und Ge-
meindeverbände beim öffentlichen Bereich, 
das heißt, die Schulden die innerhalb der 
öffent lichen Hand verblieben, beliefen sich 
auf rund 526 Mill. Euro. Die Schul den beim 
öffent lichen Bereich fl ießen nicht in den 
Schuldenstand ein und werden im Folgen den 
nicht weiter betrachtet (siehe i-Punkt).

Kommunen verschuldeten sich größtenteils 

bei Kreditinstituten

Die Schulden der Gemeinden/Gv. Baden-
Württembergs beim nicht-öffentlichen Bereich 
umfassen deren Schulden nach „außen“1 und 
beliefen sich Ende 2011 auf insgesamt rund 
6,2 Mrd. Euro. Die baden-württembergischen 

Kommunen verschuldeten sich beim nicht-
öffent lichen Bereich mit einem Anteil von 
95 % überwiegend über Kredite bei Kredit-
instituten, also dem klassischen Kommunal-
kredit. Anders als beispielsweise der Bund 
gaben die Kommunen in Baden-Württemberg 
im Jahr 2011 keine Wertpapiere heraus, um 
Schulden am Kapitalmarkt aufzunehmen. 

Die kommunale Verschuldung in 

Baden-Württemberg im Jahr 2011

Bereichsabgrenzung in der 

Schuldenstatistik

Seit dem Erhebungsjahr 2010 wird in der 
Schuldenstatistik zwischen der Verschul-
dung beim „öffentlichen Bereich“ und 
beim „nicht-öffentlichen Bereich“ unter-
schieden. Diese Bereichsabgrenzung er-
setzt das zuvor verwandte Begriffspaar 
„Schulden bei öffentlichen Haushalten“ 
und „Kreditmarktschulden“. Zu den 
Schulden beim öffentlichen Bereich zäh-
len Kredite und Kassenkredite beim Bund, 
bei den Ländern, bei Gemeinden und Ge-
meindeverbänden, bei den Zweckver-
bänden, bei der Sozialversicherung, bei 
verbundenen Unternehmen, Beteiligun-
gen, Sondervermögen und bei sonstigen 
öffentlichen Sonderrechnungen. 

Kredite und Kassenkredite bei Kredit-
instituten sowie beim sonstigen inlän-
dischen und ausländischen Bereich und 
alle Wertpapierschulden (unabhängig 
vom Gläubiger) zählen hingegen zu den 
Schulden beim nicht-öffentlichen Be-
reich. Zu beachten ist, dass die Schulden 
beim nicht-öffentlichen Bereich nicht 
identisch abgegrenzt sind wie die Kredit-
marktschulden, was zu einer einge-
schränkten Vergleichbarkeit führt. So 
zählten zum Beispiel Schulden bei der 
Bundesagentur für Arbeit, bei öffent-
lichen Zusatzversorgungseinrichtungen 
und sonstigen Sozialversicherungen zu 
den Kreditmarktschulden. Seit 2010 fal-
len diese hingegen unter die Schulden 
beim öffentlichen Bereich.
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Auch Kassenkredite, die der kurzfristigen Liqui-
ditätssicherung dienen, spielten mit 195 Mill. 
Euro zum Stichtag quantitativ nur eine unter-
geordnete Rolle. 

Finanzierungsleasing und ÖPP-Projekte er-

höhten die Verbindlichkeiten

Neben den Schulden werden in der jährlichen 
Schuldenstatistik auch andere Verbindlich-
keiten bzw. potenzielle Verbindlichkeiten er-
fasst (Tabelle 2). Darunter fallen unter ande-
rem die kreditähnlichen Rechtsgeschäfte, die 
sich Ende 2011 auf insgesamt 98 Mill. Euro 
belie fen und deren größter Posten das Finan-
zierungsleasing mit 50,7 Mill. Euro aus-
machte. Dieses wird von den Kommunen 
beispiels weise dazu eingesetzt, den Fuhrpark 
zu fi nanzieren. Neben den kreditähnlichen 
Rechts geschäften führen auch Öffentlich- 

Private-Partnerschaften (ÖPP) zu Zahlungs-
verpfl ichtungen in der Zukunft, die sich für die 
baden-württembergischen Gemeinden/Gv. 
Ende 2011 auf 113,3 Mill. Euro summierten.2 
Bei Öffentlich-Privaten-Partnerschaften han-
delt es sich um langfristige Verträge, die oft-
mals zur Realisierung von Infra struktur pro-
jekten wie den Bau von Verkehrsinfrastruktur 
oder von öffentlichen Gebäuden abgeschlos-
sen werden.3 Solche Verträge verpfl ichten den 
kommunalen Partner zur Zahlung regelmäßi-
ger Raten an den privaten Partner. Kreditähn-
liche Rechtsgeschäfte und Verpfl ichtungen 
aus Öffentlich-Privaten-Partnerschaf ten wer-
den zudem bei der Berechnung des Schulden-
standes nach der Maastricht-Abgrenzung zu 
den Schulden hinzu addiert.4

Kommunale Bürgschaften beliefen sich auf 

rund 6 Mrd. Euro

Darüber hinaus weist die Schuldenstatistik 
nachrichtlich die Haftungssummen aus, die 
Kommunen im Rahmen von Bürgschaften 
übernommen haben. Diese Haftungssummen 
beliefen sich zum Stichtag 31. Dezember 2011 
auf rund 6 Mrd. Euro und entsprachen damit 
in der Höhe fast den Schulden der Kommunen 
beim nicht-öffentlichen Bereich. Allerdings 
belas ten Bürgschaften nur dann die Kern-
haushalte der Kommunen, wenn der Haupt-
schuldner, für den eine Kommune bürgt, den 
Schuldendienst nicht mehr erbringen kann. Es 
handelt sich folglich um eine Eventualverbind-
lichkeit. Daher wäre es nicht sachgerecht, die 
Haftungssummen aus Bürgschaften dem kom-
munalen Schuldenstand hinzuzurechen. Bürg-
schaften stellen aber durchaus ein Gefahren-
potenzial dar, weshalb sie nachrichtlich 
ausgewiesen werden.5

Schaubild 1 gibt die Entwicklung der Schulden 
der Gemeinden (ohne Gemeindeverbände) 
und ihrer Eigenbetriebe seit dem Jahr 2000 
wieder. Das Schaubild macht deutlich, dass 
sich ein Wandel in der Verschuldungsstruktur 
vollzogen hat. Überwogen im Jahr 2000 mit 
5,6 Mill. Euro noch die Schulden der Kern-
haushalte deutlich im Vergleich zu den Schul-
den der Eigenbetriebe in Höhe von 3,8 Mrd. 
Euro, so wendete sich das Blatt bis zum Jahr 
2011, in dem die Eigenbetriebe mit 5,9 Mrd. 
Euro Schulden einen um über 1 Mrd. Euro 
höhe ren Schuldenstand aufwiesen als die 
Gemein den in ihren Kernhaushalten. Eine 
ähnliche Tendenz lässt sich bei den Land-
kreisen festmachen, allerdings legte bei den 
Landkreisen die Verschuldung in den Kern-
haushalten Mitte des letzten Jahrzehnts kurz-
zeitig kräftig zu (Schaubild 2).

T1
Schulden der Gemeinden/Gv.*) in Baden-Württemberg 
am 31. Dezember 2011 nach Bereich und Schuldenart

Bereich/Schuldenart Mill. EUR

1. Schulden beim öffentlichen Bereich 526,15

 davon

 1.1 Kredite 498,19

 1.2 Kassenkredite 27,96

2. Schulden beim nicht-öffentlichen Bereich 6 180,03

 davon

 2.1 Kredite 5 984,89

 – bei Kreditinstituten 5 865,68

 – beim sonstigen in-/ausländischen Bereich 119,21

 2.2 Wertpapierschulden (Geld- und Kapitalmarktpapiere) –

 2.3 Kassenkredite 195,14

*) Schulden der Kernhaushalte.

T2
Verbindlichkeiten aus kreditähnlichen Rechtsgeschäften und
ÖPP-Projekten sowie Bürgschaften der Gemeinden/Gv.
Baden-Württembergs am 31. Dezember 2011

Verbindlichkeiten/Bürgschaften Mill. EUR

1. Kreditähnliche Rechtsgeschäfte 97,86

 davon

 1.1 Hypotheken-, Grund- und Rentenschulden 2,64

 1.2 Restkaufgelder im Zusammenhang mit 
Grundstücksgeschäften 44,49

 1.3 Finanzierungsleasing 50,72

2. ÖPP-Projekte nach ESVG 113,26

3. Bürgschaften (Haftungssumme) 6 022,67
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Verschuldung ausgelagerter Einheiten 

insgesamt bei 28,8 Mrd. Euro

Eigenbetriebe stellen nur eine Form der kom-
munalen Ausgliederungen dar. Eine Beschrän-
kung auf ihre Schulden würde vor allem der 
zunehmenden Bedeutung kommunaler Unter-
nehmen in privater Rechtsform nicht gerecht 
werden. Besitzt eine Kommune alle Anteile 
bzw. Stimmrechte an einem rechtlich selbst-
ständigen Unternehmen, so spricht man von 

einer Eigengesellschaft. Die Schulden der 
Eigen gesellschaften, die sich direkt, das heißt 
nicht über andere ausgelagerte Einheiten im 
Besitz von Kommunen befanden, beliefen sich 
Ende 2011 auf 7,2 Mrd. Euro. Ein Unterneh-
men, an dem eine Kommune zu weniger als 
100 % beteiligt ist, die kommunale Ebene ins-
gesamt aber die Mehrheit am Nennkapital 
bzw. der Stimmrechte hält, bezeichnet man als 
Beteiligungsgesellschaft. Die Beteiligungsge-
sellschaften wiesen zusammen mit den mittel-

Schulden*) der Gemeinden und ihrer Eigenbetriebe in Baden-Württemberg seit 2000S1

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 14 13

*) Ab 2010 Schulden beim nicht-öffentlichen Bereich, zuvor Kreditmarktschulden. Ohne Kassenkredite.
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Schulden*) der Landkreise und ihrer Eigenbetriebe in Baden-Württemberg seit 2000S2

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 15 13

*) Ab 2010 Schulden beim nicht-öffentlichen Bereich, zuvor Kreditmarktschulden. Ohne Kassenkredite.
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baren Eigengesellschaften nochmals 
Schulden in Höhe von 14 Mrd. Euro auf. Zu 
den Schulden der Eigenbetriebe und kommu-
nalen Gesellschaften kommen noch die 
Schulden der kommunalen Zweckverbände 
hinzu, die Ende 2011 mit 1,6 Mrd. Euro ver-
schuldet waren. Folglich betru g die Verschul-
dung aller kommunalen Unternehmen und 
Zweckverbände zum Sticht ag 31. Dezember 
2011 insgesamt 28,8 Mrd. Euro. 

Schaubild 3 gibt die Schulden für die kommu-
nalen Auslagerungen insgesamt wieder. Eine 
Zurechnung der Schulden zu einzelnen Kom-
munen erfolgt bislang nur für die rechtlich 
unselbst ständigen Eigenbetriebe. Die Statis-
tischen Landesämter arbeiten derzeit zusam-
men mit dem Statistischen Bundesamt inten-
siv daran, eine Zurechnung der Schulden 

sämtlicher ausgelagerter Einheiten auf die ein-
zelnen Kommunen vorzunehmen. Gerade die 
zum Teil sehr komplexen Beteiligungsstruk-
turen öffentlicher Unternehmen erschweren 
allerdings die Aufteilung der Schulden unter 
den Kommunen erheblich. Eine weit gehende 
Aufteilung ist aber Voraussetzung für sachge-
rechte interkommunale Schuldenvergleiche 
und sollte daher möglichst in naher Zukunft 
von der Amtlichen Statistik vorge nommen 
werden. 

Weitere Auskünfte erteilt
Dr. Lars-Christian Tanzmann, 
Telefon 0711/641-27 48,
Lars.Tanzmann@stala.bwl.de

Schulden*) der Gemeinden/Gv. und ihrer ausgelagerten Einheiten
in Baden-Württemberg am 31. Dezember 2011S3

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 16 13

*) Beim nicht-öffentlichen Bereich. Zurechnung nach dem Sitzlandprinzip. – 1) Inklusive mittelbarer Eigengesellschaften. – 2) Differenz 
ist rundungsbedingt.
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kurz notiert ...

Zahl der Versorgungsempfänger des Landes 

steigt um 3,6 %

Die Zahl der Versorgungsempfänger des 
Landes betrug zum Stichtag 1. Januar 2012 
fast 105 000 Personen. Mit rund 82 000 Per-
sonen machten die Ruhegehaltsempfänger 
davon die überwiegende Mehrheit aus. Die 
Zahl der Bezieher von Witwen-/Witwergeld 
und von Waisengeld belief sich zum Stichtag 
zusammen auf 22 700 Personen. Die Anzahl 

der Versorgungsempfänger stieg damit insge-
samt gegenüber dem Vorjahr um rund 3 700 
Personen bzw. 3,6 % an. Dieser Zuwachs er-
gibt sich größtenteils aus dem Anstieg der 
Ruhe gehaltsempfänger (+ 3 530 Personen). 
Damit hat sich der langjährige Trend einer 
wachsenden Anzahl von Ruhegehaltsempfän-
gern auch im Jahr 2011 fortgesetzt. Zum Ver-
gleich: Im Jahr 2000 betrug die Zahl der Ruhe-
gehaltsempfänger des Landes rund 43 800 
Personen, gut 38 000 wengier als 2012. 


